
 
 
 

 
 
 

 

 
 
 

 
 

GEMEINDE  HÜTTISHEIM 
 
 
 

III)   Ergebnisse  aus der Beteiligung der Öffentlichkeit und  
       Behörden im Rahmen der öffentlichen Auslegung sowie 
       deren Abwägung, Stellungnahme und Beurteilung 
 

 

  

zum einfachen Bebauungsplan und örtlichen Bauvorschriften  
 „Gewerbegebiet Humlangen - Änderung“ 

 
 

Fassung vom:    22.06.2026   



Rainer Waßmann 
Stadtplaner, Dipl.-Ing. (TU)  
___________________________________ 
 
Bahnhofstraße     8 
88085 Langenargen 
  
Telefon   +49 (0) 7543 302 88 12 
Mobil  +49 (0) 173 599 23 75 
 
E-Mail   rainer.wassmann@ 
                 planwerkstatt-bodensee.de 

 
 
 
 
 
 
 
Hüttisheim, einfacher Bebauungsplan mit örtlichen  
Bauvorschriften „Gewerbegebiet Humlangen – Änderung“ 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse aus der Beteiligung der 
Öffentlichkeit und Behörden im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung vom 27.04.2026 – 29.05.2026 sowie deren 
Abwägung, Stellungnahme und Beurteilung 
 

 

1. Folgende Behörden haben nicht geantwortet oder 
keine Einwände, Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht: 

 

1.1  Regierungspräsidium Tübingen                           18.05.2026   

1.2  Regionalverband Donau-Iller                                19.05.2026   

1.3  IHK Ulm                                                                   28.05.2026   

1.4  Netze-Gesellschaft Südwest mbH                        04.05.2026   

1.5  terranets bw GmbH                                                27.04.2026   

1.6  Stadt Laupheim                                                      29.04.2026 

 

  

2. Stellungnahmen gingen von folgenden Behörden ein  

2.1 LRA Alb-Donau-Kreis                                            27.05.2026  

 Anregungen 
Bauen, Brand- und Katastrophenschutz  
Bauen 
Es wird angeregt den Titel des einfachen Bebauungsplanes 
eindeutiger abzuändern. Der Titel „Gewerbegebiet Humlangen 
- Änderung“ suggeriert ein Gewerbegebiet. Erst aus der 
Begründung ist eindeutig erkennbar, dass es keine 
Festlegung zur Art der Bebauung geben soll und dass ein 
Innenbereich nach § 34 BauGB (Bauvorhaben muss sich 
entsprechend der Umgebungsbebauung in seiner Art 
einfügen) gelten soll. 
 
Weiterhin sollte dargestellt werden, dass eine weitere 
Hinterlandbebauung (2. Reihe) ausdrücklich zugelassen / 
gewünscht ist. Derzeitig wäre nur eine Bebauungsreihe 
vorhanden. 
 
Hinweise 
Bauen, Brand- und Katastrophenschutz  
Bauleitplanung 
Die Voraussetzungen für die Änderung des Bebauungsplans 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB, als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung, sind gegeben. Da der 
Flächennutzungsplan derzeit gewerbliche Bauflächen 
ausweist, sollte der FNP im Rahmen der Berichtigung 

 
 
 
Wird nicht berücksichtigt. 
Der rechtskräftige BPlan „Gewerbegebiet 
Humlangen“ wird geändert. Eine neue 
Bezeichnung würde suggerieren, dass hier 
ein „neuer“ BPlan aufgestellt werden soll. 
Dies ist vom Gemeinderat nicht gewollt. 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Wird in den textlichen Festsetzungen unter 
Ziffer 5. ergänzt. 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Wird in den textlichen Festsetzungen unter 
Ziffer 4. ergänzt. 
 
 



   Seite 2 von 7 

 

 Behördenbeteiligung und Bürgerbeteiligung Abwägung, Stellungnahme, Beurteilung 

 

angepasst werden, damit die geordnete städtebauliche 
Entwicklung des Gemeindegebiets nicht beeinträchtigt wird. 
 
Bitte senden Sie uns mit In-Kraft-Treten des 
Bebauungsplanes den zeichnerischen Teil des 
Bebauungsplanes zusätzlich in vektorieller Form als XPlan-
GML-Datei. 
 
Bitte teilen Sie uns entsprechend § 3 Abs. 2 BauGB mit, wie 
Sie diese Stellungnahme behandelt haben. 
 
Landwirtschaft 
Das Vorhaben liegt innerhalb eines Gewerbegebiets hier ist 
ein Immissionswert von < 15 % zulässig. Westlich des 
Gewerbegebiets befinden sich landwirtschaftliche Betriebe mit 
Tierhaltung. Der Fachdienst Landwirtschaft hat eine 
Geruchsabschätzung mit dem Programm GERDA V.0.1.2 
(Geruchseinheiten: VDI-Richtlinie 3894) durchgeführt. Der 
Immissionswert als Kenngröße einer zumutbaren 
Geruchsbelastung wird, gemäß der Technische Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (Anhang 7, Nr. 3.1, 2021), eingehalten. 
 
Der südlich des Plangebiets liegende Aussiedlerstandort wird 
bereits durch das Wohnhaus Flurstück 3037 Gemarkung 
Humlangen begrenzt. 
 
Umwelt- und Arbeitsschutz 
Kommunales Abwasser 
An das bestehende Abwassernetz werden zusätzliche 
Flächen angeschlossen. Es ist zu überprüfen, ob die 
bestehenden Abwasseranlagen ausreichend dimensioniert 
sind. 
 
Entsprechend § 33 der Landesbauordnung muss Abwasser 
gemäß § 55 des Wasserhaushaltgesetzes (WHG) entsorgt 
werden. Nach § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser 
dezentral durch Versickerung oder Einleitung in ein Gewässer 
ortsnah beseitigt oder über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser entsorgt werden, soweit 
dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. 
Das Niederschlagswasser kann nach geltendem Recht also 
nur dann in den bestehenden Mischwasserkanal eingeleitet 
werden, wenn eine dezentrale Beseitigung nicht möglich ist. 
Diese ist gegebenenfalls durch ein Gutachten zu belegen. Der 
Anschluss an den Mischwasserkanal ist dann mit einer 
Retentionszisterne mit gedrosseltem Abfluss oder ähnlichen 
Kompensationsmaßnahmen zulässig. 
 
Da in bestehenden Baugebieten die aktuellen Regelungen bei 
der Entwässerungsplanung oft nicht berücksichtigt werden, 
wird angeregt einen geeigneten Textbaustein in die textlichen 
Festsetzungen mitaufzunehmen. 
 
Immissionsschutz 
Da sich in der Nähe bestehende bzw. zulässige gewerbliche 
Nutzungen befinden, ist bei der Planung und Errichtung der 
zusätzlichen Wohnbebauung zu beachten, dass die für 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine weitere Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
Wird im Rahmen der Baugeneh-
migungsplanung geprüft. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
Wird im Rahmen der Baugeneh-
migungsplanung geprüft. 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Es wird ein entsprechender Hinweis in die 
textlichen Festsetzungen unter Ziffer 2.5 der 
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Gewerbegebiete geltenden Immissionsrichtwerte nach der TA 
Lärm am Wohngebäude hinzunehmen sind. Die künftigen 
Wohnnutzungen haben insoweit die gebietstypischen 
gewerblichen Geräuschimmissionen (Richtwerte nach TA 
Lärm für GE: 65 dB(A) tags, 50 dB(A) nachts, Nr. 6.1 TA 
Lärm) zu dulden. 
 
Die Wohnbebauung hat eigenverantwortlich durch geeignete 
bauliche und ggf. grundrissbezogene Maßnahmen (z. B. Lage 
schutzbedürftiger Räume, bauakustisch geeignete 
Außenbauteile, Schallschutzfenster) sicherzustellen, dass 
innerhalb der Wohnungen die einschlägigen 
Innenraumrichtwerte eingehalten werden können. Der Hinweis 
dient der Vermeidung nachträglicher Nutzungskonflikte. 

Hinweise aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 

   

2.2 Landesamt für Denkmalpflege                             05.05.2026  

 1. Bau- und Kunstdenkmalpflege:  
Bezüglich des genannten Verfahrens äußert die Bau- und 
Kunstdenkmalpflege keine Anregun-gen oder Bedenken.  
 
2. Archäologische Denkmalpflege:  
Im Plangebiet sind nach aktuellem Wissensstand keine 
archäologischen Kulturdenkmale bekannt. Aus unserer Sicht 
bestehen zu der Planung in vorliegender Form keine 
Bedenken.  
 
Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir 
grundsätzlich um Berücksichtigung der Regelungen der §§ 20 
und 27 DSchG:  
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten 
archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies 
gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde 
oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Kno-chen, etc.) 
oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige 
Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu 
erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstan-den ist. Zuwiderhandlungen 
werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. 
Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 
Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 
hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.  
Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an: ToeB-
BeteiligungLAD@rps.bwl.de 

 
Wird zur Kenntnis genommen.  
Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
Keine Abwägung erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Wird in die textlichen Festsetzungen unter 
Ziffer 2.3 der Hinweise aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

   

2.3 Regierungspräsidium Freiburg                            22.05.2026  

 Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) 
im Regierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der 
ihm vorliegenden Informationen und seiner regionalen 
Kenntnisse zu den Aufgabenbereichen, die durch das 
Vorhaben berührt werden, wie folgt Stellung:  
 
1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  
1.1. Geologie  
Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus den quartären 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
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Lockergesteinseinheiten "Löss" und "Günz-Deckenschotter" 
vor. Darüber hinaus sind die Festgesteinseinheiten "Obere 
Süßwassermolasse" und "Obere Brackwassermolasse" im 
Untergrund zu erwarten.  
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen 
Geologischen Karte von Baden-Württemberg 1 : 50 000 
(GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere 
Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten 
die geowissen-schaftlichen Informationsportale LGRBwissen 
und LithoLex.  
 
1.2. Geochemie  
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen 
Einheiten von Baden-Württemberg sind im LGRB-
Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den 
geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen 
Informationsportal LGRBwissen beschrieben.  
 
1.3. Bodenkunde  
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der 
natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG 
können für nicht bereits versiegelte oder baulich überprägte 
Flächen außerhalb von Siedlungen in Form der 
Bodenkundlichen Karte 1 : 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen 
werden. Für landwirtschaftliche Flächen sollte vorrangig die 
frei zugängliche Bodenfunktionsbewertung auf Grundlage der 
digitalen Bodenschätzungs-daten verwendet werden, da diese 
im Vergleich zur BK50 lokale Bodeneigenschaften abbildet. 
Liegt keine solche Bewertung vor, ist die 
Bodenfunktionsbewertung auf Basis von ALK und ALB 
heranzuziehen.  
Gemäß § 13 BNatSchG, § 1a Abs. 2 BauGB sowie § 2 
LBodSchAG ist bei der Planung auf einen sparsamen und 
schonenden Umgang mit dem Boden zu achten.  
 
Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 LBodSchAG bei 
Vorhaben mit Eingriffen in unversiegelte, nicht baulich 
veränderte oder unbebaute Flächen ab 0,5 ha ein Boden-
schutzkonzept zu erstellen ist. Die Erstellung nach DIN 19639 
wird empfohlen, ggf. abweichende Vorgaben der zuständigen 
Unteren Bodenschutzbehörde sind zu berück-sichtigen.  
 
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ 
Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 
Abs. 4 LKreiWiG geforderten Abfallverwertungskonzept auf 
eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu 
achten, um so die Bodenfunktionen im größtmöglichen 
Umfang zu erhalten.  
 

Wird in die textlichen Festsetzungen unter 
Ziffer 2.4 der Hinweise aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 

 2. Angewandte Geologie  
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. 
geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder 
ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer  Bericht vorliegt, 
liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
2.1. Ingenieurgeologie  

 
s.o. 
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Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird 
die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in 
den Bebauungsplan empfohlen:  
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die 
ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind und mit einem 
oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) 
und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren 
Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung) werden objekt-bezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  
 
2.2. Hydrogeologie  
Das Planungsvorhaben liegt nach Kenntnis des LGRB 
außerhalb von bestehenden oder geplanten 
Wasserschutzgebieten oder sonstigen relevanten Bereichen 
sensibler Grundwassernutzungen.  
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des LGRB zu 
hydrogeologischen Themen statt.  
 
2.3. Geothermie  
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen 
Untergrundverhältnissen sind im Informationssystem 
„Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ 
(ISONG) hinter-legt. ISONG liefert erste Informationen 
(Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geo-thermischen 
Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden und 
Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des 
Informationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis.  
 
2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht 
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen.  
 

s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich. 
 

 3. Landesbergdirektion  
3.1. Bergbau  
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite 
keine Einwendungen.  
 
Allgemeine Hinweise  
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten 
nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen 
Daten besteht nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht 
gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen 
Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung.  
 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet  
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere 
raumbezogene Informationen können fachübergreifend und 
maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. 
Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie 
LGRBwissen.  
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.  

 
 
s.o. 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Wird in die textlichen Festsetzungen unter 
Ziffer 2.4 der Hinweise aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
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Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für 
Planungsträger.  
 

2.4 Netze BW GmbH                                                     18.05.2026  

 

 

Im Geltungsbereich befinden sich 0,4-kV-Kabel und eine 20-
kV-Freileitung (siehe beiliegender Planausschnitt). Die Kabel 
dienen der Versorgung der bereits bestehenden Gebäude, wir 
gehen deshalb davon aus, dass diese in ihrer derzeitigen 
Lage bestehen bleiben können. 
Die 20-kV-Freileitung ist bereits zur Verkabelung eingeplant. 
Wann diese dann abgebaut wird, können wir derzeit noch 
nicht verbindlich zusagen. 
  
Vor Beginn der Bauarbeiten ist vom ausführenden 
Bauunternehmen über die im Geltungsbereich befindlichen 
Kabel unbedingt eine Kabelauskunft unter  
Tel.:07351/53-2230, E-Mail: leitungsauskunft-sued@netze-
bw.de einzuholen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
Vorhandene Leitungen werden im Rahmen 
der Erschließungs- und Baugenehmi-
gungsplanung berücksichtigt. 
 

2.5 Handwerkskammer Ulm                                        28.05.2026  

 Vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Die 
Handwerkskammer Ulm sieht die vorliegende Planung 
kritisch, da mit der Bebauungsplanänderung eine faktische 
Abkehr von der bisherigen Festsetzung als Gewerbegebiet 
verbunden ist. Zwar wird formal weiterhin ein „einfacher 
Bebauungsplan“ angewandt, tatsächlich entfällt jedoch die 
Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung, sodass sich 
zukünftige Vorhaben nach § 34 BauGB beurteilen. Dies 
eröffnet die Zulässigkeit weiterer Wohnnutzungen innerhalb 
eines bislang gewerblich geprägten Bereichs.  
 
 
Aus Sicht des Handwerks ist insbesondere problematisch, 
dass durch die Heranführung zusätzlicher Wohnbebauung an 
bestehende oder potenziell reaktivierbare gewerbliche 
Nutzungen Nutzungskonflikte zu erwarten sind. 
Wohnnutzungen weisen regelmäßig einen höheren 
Schutzanspruch gegenüber Lärm, Verkehr und betrieblichen 
Emissionen auf. Dies kann mittel- bis langfristig zu 
Einschränkungen für bestehende oder neu ansiedlungswillige 
Handwerksbetriebe führen und die Entwicklungsfähigkeit des 
Standorts als Gewerbegebiet beeinträchtigen.  
 
Zudem wird in der Begründung ausgeführt, dass der 
ursprüngliche Bebauungsplan als teilfunktionslos oder 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gemeinde sieht durch die BPlan-
Änderung keine Gefahr für ortsansässige 
Handwerksbetrieb. Die Belange 
bestehender und potenzieller 
Handwerksbetriebe können weiterhin 
angemessen berücksichtigt werden. Durch 
die Planänderung für diesen Bereich 
entstehen keine zusätzlichen 
Einschränkungen für gewerbliche 
Nutzungen. 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet 
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funktionslos angesehen wird. Aus Sicht der 
Handwerkskammer sollte dieser Bewertung mit Zurückhaltung 
begegnet werden, da die Sicherung gewerblicher Flächen 
gerade für lokale und regional verankerte Handwerksbetriebe 
von zentraler Bedeutung ist. Die Umnutzung bzw. 
schleichende Wohnnutzung ehemaliger Gewerbegebiete führt 
zu einem dauerhaften Verlust von gewerblichen 
Entwicklungsflächen, für die in der Regel kein adäquater 
Ersatz geschaffen wird. 
 
Die Handwerkskammer Ulm bittet daher, im weiteren 
Verfahren zu prüfen und klarzustellen, dass die Belange 
bestehender und potenzieller Handwerksbetriebe 
angemessen berücksichtigt werden und dass durch die 
Planänderung keine zusätzlichen Einschränkungen für 
gewerbliche Nutzungen entstehen. Insbesondere sollte 
vermieden werden, dass durch neue Wohnnutzungen spätere 
immissionsschutzrechtliche Konflikte zulasten des Gewerbes 
verlagert werden. 

Humlangen" ist mittlerweile als 
teilfunktionslos oder funktionslos zu 
bewerten. Die Teilfunktionslosigkeit betrifft 
die Festsetzung als Gewerbegebiet. Die 
Ziegelei hat ihren Betrieb im Jahr 2000 
eingestellt, so dass es keine 
Betriebsinhaber-/Betriebsleiterwohnungen 
mehr gibt, die Bezüglichkeit fehlt also. 
Das Bauvorhaben ist auf der Basis des 
geltenden Bebauungsplanes nicht zulässig. 
Für die geplante Wohnbebauung ist daher 
eine Bebauungsplan-Änderung erforderlich.  
 
 

   

3. Stellungnahmen von Bürgern   

 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung sind keine 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit vorgebracht worden. 
 

 

   

 

 

 

 

 

Aufgestellt:  Langenargen, den 22.06.2026 


